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Dienstag,

Patrice Siegrist, Martin Huber,
Beat Metzler und Stefan Häne

Der Zürcher Stadtregierung ste-
hen grosse Änderungen bevor.
Stadtpräsidentin Corine Mauch
und Hochbauvorsteher André
Odermatt werden bei den Wah-
len im März 2026 nicht wieder
antreten. Damit endet eine Ära.
Mauch wurde 2009 ins Amt ge-
wählt,Odermatt sitzt seit 2010 im
Stadtrat. «Ich mache sehr gerne
Platz für junge, motivierte Men-
schen mit neuen Ideen», sagte
Mauch an der gestrigen Medien-
konferenz der SP. Sie sei aber
weiterhin sehr motiviert und
wolle sich bis zum letztenTagmit
voller Kraft für Zürich einsetzen.
Odermattmöchte als eines seiner
letzten grossen Projekte die Ge-
samtrevision der Bau- und Zo-
nenordnung bis zur öffentlichen
Auflage begleiten.

SozialvorsteherRaphael Golta
hat Ambitionen, das Stadtpräsi-
dium zu übernehmen. Mauch
sagte allerdings ihrerseits: «Eine
weitere Stadtpräsidentin würde
mich freuen.» Sie betont aber im
Interview mit dieser Redaktion,
dass sie das explizit nicht als
Votum gegen Raphael Golta ver-
standen wissen wolle.

Die Tiefbauvorsteherin Si-
mone Brander wird nochmals
antreten. Das Kandidierenden-
Karussell in der SP setzt sich da-
mit in Bewegung – diese Redak-
tion stellt die aussichtsreichsten
AnwärterinnenundAnwärtervor.
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«Eine weitere Stadtpräsidentin
würdemich freuen»
Zürich Die SP wird bei den Stadtratswahlen 2026mit zwei neuen Kandidierenden antreten müssen. Nebst
Corine Mauch gibt auch André Odermatt sein Amt ab. Und Raphael Golta will in Mauchs Fussstapfen treten.

«Die grösste
Herausforderung
wird sein, nicht
in alteMuster
zurückzufallen.»
Verena Mayer
Die Korrespondentin zur neuen
Dreier-Regierungskoalition
in Österreich. Seite 10
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Aussenpolitik DieVersucheDonald
Trumps, den Ukraine-Krieg zu
beenden, sorgen im Bundeshaus
fürVerunsicherung. Seit demEk-
lat zwischenTrumpundWolodi-
mir Selenski fragen sich viele, ob
man den USA noch vertrauen
kann.Parlamentarierbezweifeln,
dass die USAder Schweiz die be-
stellten F-35-A-Kampfjets zum
vereinbarten Fixpreis liefern.Der
Dealwirdnunnochmals unterdie
Lupe genommen. (red) Seite 4

Kampfjetkauf soll
überprüft werden

Deutschland In der Mannheimer
Innenstadt ist gestern kurz nach
12 Uhr ein Mann in der Nähe
eines Fasnachtsmarktes in eine
Menschenmenge gerast. Zwei
Personen wurden getötet, meh-
rereweitere verletzt. Der Fahrer,
offenbar ein 40-jähriger Deut-
scher, liegt verletzt im Kranken-
haus. Die Behörden liessen ges-
tern Nachmittag weiter offen, ob
sie von einer Amoktat ausgehen
oder einen Terroranschlag für
möglich halten. (red) Seite 8

Zwei Menschen bei
Amokfahrt getötet

Sicherheitspolitik Nach Donald
Trumps live übertragener Ab
rechnung mit dem ukrainischen
Präsidenten Wolodimir Selenski
sehen sich die Europäer noch
tiefer in der Krise. Die EU will
aufrüsten und spricht von einem
zusätzlichen Bedarf von 500Mil-
liardenEuroüberzehn Jahre.Zwei
Vorschläge stehen nun imRaum:
ein Sonderfonds sowie eine Auf-
rüstungsbank. (red) Seite 6, 7

500MilliardenEuro
für die Aufrüstung
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will die Integration
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«Ich mache sehr gerne Platz für junge, motivierte Menschen mit neuen Ideen»: Corine Mauch. Foto: Urs Jaudas
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Sternchen, Doppelpunkt, Unter-
strich. Sind diese Sonderzeichen
eine «Verhunzung» der Sprache
oderAusdruck von gesellschaft-
lichem Wandel und Inklusion
aller Geschlechteridentitäten?

Über eine Stunde lang dis-
kutieren die Kantonsrätinnen
und Kantonsräte gestern Mor-
gen über die Motion «Kein Gen-
dersprachzwang an Zürcher Bil-
dungsinstituten» sowie über das
Postulat «Sprachliche Gleichbe-
handlung von Frau undMann in
kantonalen Institutionen».

Motionärin und SVP-Politike-
rin Susanne Brunner ist seit kur-
zem wieder zurück im Zürcher
Kantonsrat, nachdem sie sich

Mitte Januar wegen einer Burn-
out-Erkrankung aus der Öffent-
lichkeit zurückgezogen hat.

Susanne Brunner
setzt ihren Kampf fort
Nun setzt sie ihren Kampf ge-
gen den Genderstern fort und
sagt etwa: «Gendern entspricht
keinemnatürlichen Sprachwan-
del.» Es raunt durch den Saal im
Kantonsrat, Kantonsratspräsi-
dent Jürg Sulser rüttelt amGlöck-
chen, damit Ruhe einkehrt.

Es folgen über ein Dutzend
Wortmeldungen, mit Anekdo-
ten aus dem eigenen Leben der
Kantonsrätinnen und Kantons-
räte. Sie berichten auch von Er-

fahrungen aus ihrer Nachbar-
schaft und plädieren mit Verve
für oder gegen die gendersensi-
ble Sprache. Für die einen ist das
Gendern eine Selbstverständ-
lichkeit, für die anderen ein un-
nötiger Zwang.

Die Überweisung der Motion
wird schliesslich abgelehnt, mit
95 Nein-Stimmen zu 75 Ja-Stim-
men. SVP-Kantonsrätin Susan-
ne Brunner scheitert erneut mit
ihrem Anliegen. Sie hatte schon
mit ihrer Initiative «Tschüss
Genderstern» in der Stadt Zürich
Schiffbruch erlitten. Die Initia-
tive wollte, dass die Stadt in ih-
ren amtlichen Dokumenten den
Genderstern nicht mehr ver-

wenden darf – sie wurde letz-
ten November mit 57,3 Prozent
abgelehnt.

MehrRückhalt erhält das Pos-
tulat von FDP, EVP und SVP, das
am Montag mit 90 zu 79 Stim-
men überwiesen wurde. Dem-

nach dürfen die Zürcher Bil-
dungsinstitutionen keine eige-
nen Sprachleitfäden mehr zum
Thema Gender und inklusive
Sprache anwenden.

Provoziert «eine
generelle Ablehnung»
«Es kann nicht sein, dass diverse
kantonale Institutionen eigen-
ständige linguistischeDiskussio-
nen führen und exklusive Regeln
erlassen, die nicht den Referenz-
werken der deutschen Recht-
schreibung entsprechen», heisst
es imVorstoss. Dies führe zuVer-
wirrungundprovoziere «eine ge-
nerelleAblehnungdergeschlech-
tergerechten Formulierung».

Der Vorstoss will, dass sich die
Bildungsinstitutionen an den
Empfehlungen des Regierungs-
rates orientieren. Dieser wiede-
rum hält sich an die Empfeh-
lungen des Bundes, der auf den
Einsatz von Genderstern, Dop-
pelpunkten und anderen Son-
derzeichen verzichtet.

Den Schulen war es bis-
her freigestellt, ob sie eigene
Sprachleitfäden verfassen wol-
len. Nun muss der Regierungs-
rat innerhalb von zwei Jah-
ren einen Bericht ausarbeiten
und Stellung zu diesem Vor-
stoss nehmen.

Nina Fargahi

Schulen sollen auf eigene Sprachregeln verzichten
Genderdebatte Der Kantonsrat lehnt die Motion von Susanne Brunner gegen den «Gendersprachzwang» ab.

Jigme Garne

«Es bringt doch nichts, ein über-
lastetes System immermehr auf-
zublähen und noch mehr Thera-
peutinnen in die Klassen zu schi-
cken.» Der Zürcher Bildungspo-
litiker Christoph Ziegler (GLP) ist
sonst kein Mann der lautenWor-
te, aber jetzt,wo es umdie integra-
tive Schule geht,wird er deutlich:
«Das System der totalen Integra-
tionmuss hinterfragtwerden,be-
vor es zusammenkracht.»

Seit zwei Jahrzehnten besu-
chen Kinder mit körperlichen
und geistigen Defiziten im Kan-
ton Zürich, wenn immer mög-
lich, eine Regelklasse. Hingegen
wurden die Kleinklassen,welche
viele dieser Kinder früher be-
suchten, fast überall aufgelöst.

Chancengleichheit für alle,
kein Stigma für niemanden – so
lauten die Ideale der schulischen
Integration, welche die Zürcher
Bildungsdirektion als Grundpfei-
ler der Schule lobt.

Immerhäufigerund lauter sind
aber Stimmen zu hören, wonach
verhaltensauffällige Kinder den
Unterricht stören und Lehrkräfte
übermässig belasten. Der Ruf der
integrativen Schule hat derart ge-
litten, dass sich gemäss repräsen-
tativen Umfragen eine Mehrheit
derStimmberechtigten eineRück-
kehr zu Kleinklassenwünscht.

NunhatdasParlamentdesKan-
tons einen Entscheidmit Signal-
wirkung gefällt: Es beauftragt
die Zürcher Bildungsdirektorin
Silvia Steinermit einer bildungs-
politischen Kehrtwende.Der bür-
gerliche Vorstoss, den gestern
eine Ratsmehrheit mit 92 zu
76 Stimmen angenommen hat,
fordert eine Rückkehr der Klein-
klassen. Der Vorstoss wurde als
Motion eingereicht; die Regie-
rungmuss nun eine Gesetzesän-
derung oder konkrete Massnah-
men vorschlagen.

Lehrpersonen in Basel
sind klar für Kleinklassen
Die Motion mit dem Titel «Re-
gelklassen endlichwirksam ent-
lasten» stammt von Anita Borer
(SVP), Christoph Ziegler (GLP)
und Angie Romero (FDP). Die
Erstunterzeichnerin Borer sag-
te in der Ratsdebatte, sie habe
in ihrer Lehrzeit selbst erlebt,
wie verhaltensauffällige Schul-
kinder den Unterricht dermas-
sen gestört hätten, dass das Leis-

tungsniveau der ganzen Klasse
darunter gelitten habe. Die inte-
grative Schule stosse nachweis-
lich an ihre Grenzen, sagte Borer.
«Die Integration um jeden Preis
ist gescheitert.» Von Kleinklas-
sen würden dagegen alle profi-
tieren – die betroffenen Kinder,
die Mitschüler, die Lehrkräfte.

Vernichtend für die schuli-
sche Integration waren auch
die Ergebnisse einer Basler Um-
frage ausgefallen, welche Bo-
rer zitierte. Von 664 befrag-
ten Lehrpersonen befürworte-
ten 85 Prozent die Einführung
von Kleinklassen.

Gemäss demZürcherVorstoss
soll es künftig für jedes Kind
die Möglichkeit geben, in einer
Kleinklasse unterrichtet zuwer-
den. DerWechsel zurück in eine
Regelklasse soll möglich sein
und angestrebt werden.

ImKantonZürichhabenGemein-
den zwar die Möglichkeit, Klein-
klassen einzuführen.Weil sie da-
mit aberdie personellenRessour-
cen der Regelklassen schröpfen,
kommt das praktisch nicht vor.
Aktuell zählt der Kanton Zürich
laut Bildungsdirektion gerade
einmal sechs Kleinklassen.

SP: «Integrative Schule
ist alternativlos»
«Nicht alle Kinder können in die
Regelklasse integriert werden,
und es ist nicht für alle sinnvoll»,
sagte derMitunterzeichner Zieg-
ler, der als Sekundarlehrerunter-
richtet.Er erzähltevonproblema-
tischen Fällen – etwa von einem
Mädchen, das seine Kindergärt-
nerinmehrmals biss, oder einem
Jugendlichen, der die Klasse ter-
rorisiert und jegliche Zusammen-
arbeit verweigert.Anständigeund

lernwillige Kinder kämen hinge-
gen oftmals zu kurz.

Gegen den Vorstoss votierte
eine Minderheit aus den linken
Parteien SP, Grüne undAL sowie
derEVPundderMitte-Partei von
Bildungsdirektorin Steiner. Die
SP lehne alle Versuche ab, Schul-
kinder zu separieren statt zu in-
tegrieren, sagte die ausgebildete
Primarlehrerin Carmen Marty
Fässler. «Für eine fortschrittliche
Gesellschaft gibt es ohne integra-
tive Schule garkeineAlternative.»

Die Grünen-Kantonsrätin
Livia Knüsel, ebenfalls Primar-
lehrerin, fügte hinzu: Wenn
Schulkinder in Kleinklassen ver-
schoben würden, schrumpften
die Regelklassen, und es fehl-
ten dort Lehrkräfte. Dies könnte
dazu führen, dass Regelklassen
zusammengeführt und schliess-
lich zu gross würden.

Beide sindderAnsicht,dass es ge-
nügendLösungsansätze gibt, um
Regelklassen zu entlasten, etwa
mit Schulinseln, Halbklassen-
lektionenoderzusätzlichenFach-
personen. Hier sei der politische
Wille von rechts gefragt.

Die Bildungsdirektorin Silvia
Steiner sagte, sie könne die Ab-
sicht derMotion nachvollziehen.
Situationenmitverhaltensauffäl-
ligen Kindern könnten für Lehr-
personen sehranspruchsvoll sein.
«Eine rasche vorübergehende
Separation kann entlastend wir-
ken.AberdieÜberweisung in eine
Kleinklasse ist nie rasch odervor-
übergehend.» Sinnvoller seien er-
weiterte Schulinseln und Förder-
zentren, wie sie der Regierungs-
rat vorschlägt.

In der Ratsdebatte ortete Stei-
ner das grundlegende Problem,
dass das Schulsystem häufig an-

hand anekdotischer Erfahrungen
beurteilt werde. Dagegenwürden
Studien ein anderesBild zeichnen:
Die Lernfortschrittevon schulleis-
tungsschwachenKindern seien in
einer integrativen Schule signifi-
kant besser als in einerKleinklas-
se. Umgekehrt habe die Integra-
tion in der Regel keine negativen
Auswirkungen auf die Leistungen
von stärkeren Kindern.

Steiner wies darauf hin, dass
Gemeinden bereits die Möglich-
keit haben, eine Kleinklasse ein-
zuführen.DieMotion zwinge die
Gemeinden aber dazu, unabhän-
gig vom Bedarf. «Ich würde es
bevorzugen, wenn der Kanton
den Gemeinden und Schulpfle-
gen diesenHandlungsspielraum
belassen würden.»

Mehrere Vorstösse
in der Schweiz
Neu ist die Kritik an der integra-
tiven Schule nicht. Richtig ge-
zündet hat die Debatte aber erst,
als FDP-Präsident Thierry Burk-
art im Interview mit dieser Re-
daktion einen bildungspoliti-
schen Marschhalt forderte. Die
nationale Partei legte ihren Mit-
gliedern Mustervorstösse vor,
welche sie daraufhin in kanto-
nalen Parlamenten einreichten.

Im Kanton Aargau ist ein sol-
cher Angriff auf die integrative
Schule gescheitert. Das Kantons-
parlament lehnte die FDP-Moti-
on für flächendeckende Förder-
klassen ab.

Der Kanton Basel hat sein
Kleinklassen-Verbot vor kurzem
rückgängig gemacht. Der Schritt
erfolgte wegen einer Volksini-
tiative aus Lehrerkreisen, die da-
raufhin zurückgezogen wurde.

DerKanton Luzern hatmit ei-
nem Pilotprojekt mit vier Son-
derschulklassen reagiert. Der
Versuch soll zeigen, ob Sonder-
schulklassen an Regelschulen
das bisherigeAngebot ergänzen.

Auch im Kanton Zürich han-
delt es sich bei der Motion nicht
um den einzigen Angriff auf die
integrative Schule.Daneben läuft
derzeit auch der parlamentari-
sche Prozess zur Förderklassen-
Volksinitiative, die ebenfalls aus
der Feder von FDP, SVP und GLP
stammt.Gemäss dem Initiativtext
sollen Kinder und Jugendliche
aus den Klassen genommen und
fürmindestens ein halbes Jahr in
heilpädagogisch geführten För-
derklassen unterrichtet werden.

Der Kanton sägt an der integrativen Schule
Kleinklasse für auffällige Kinder Ist die integrative Schule gescheitert?
In Zürich verlangt die Politik eine Kurskorrektur von der Bildungsdirektion.

Mehr Ruhe dank Kleinklassen? Der Zürcher Kantonsrat will die Regelklassen entlasten. Symbolfoto: Urs Jaudas

SVP-Kantonsrätin Susanne
Brunner. Foto: Silas Zindel
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